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CASE Ukraine
CASE Ukraine gehört zu den renommiertesten Wirtschaftsforschungsinstituten der Ukraine. 
Die Aufklärungskampagne »Der Preis des Staates«, in der den Bürgern auf verständliche Weise 
erklärt wurde, wohin ihre Steuern fließen, verschaffte dem Institut eine große öffentliche 
Aufmerksamkeit. Dmytro Boyarchuk, Vorsitzender der Organisation, berichtet in diesem Inter-
view von der Gründung des Think Tanks und über einige seiner Schwerpunktprojekte. Zugleich 
gibt er einen Überblick über den Reformprozess in der Ukraine. Die Reform des Energiesektors 
sowie die Dezentralisierungsreform sieht er als erfolgreich an und ist der Meinung, dass die 
Abschaffung des festen Wechselkurses zur Stabilisierung der Wirtschaft beiträgt.
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Das Projekt »Platform for Analytics and Intercultural Communication« (PAIC) hat zum Ziel, die Fachexpertise 
ukrainischer Think Tanks auszubauen, Synergien zwischen ukrainischen und europäischen, vor allem deutschen, 
Denkfabriken zu fördern und das Verständnis für die Bedeutung interkultureller Kompetenzen zu erhöhen. Das Projekt 
wird vom Institut für Europäische Politik e. V. (IEP,  Berlin) in Zusammenarbeit mit der International Renaissance 
foundation (IRF, Kiew), der Ilko Kucheriv Democratic Initiatives Foundation (DIF, Kiew) und der Denkfabriken-
initiative „think twice UA“ (Kiew) mit Unterstützung des Auswärtigen Amtes durchgeführt.

 
Über die Interviewreihe
Die Interviewreihe zielt darauf ab, ukrainische Denkfabriken sowohl in der Ukraine als auch in Deutschland der 
breiten Öffentlichkeit präsenter zu machen und ein Bild von der Denkfabrikenlandschaft und den allgemeinen 
Entwicklungen in der Ukraine zu vermitteln. Besonderes Augenmerk wird auf Herausforderungen gelegt, mit 
denen ukrainische Think Tanks konfrontiert werden, sowie auf deren Rolle bei der Umsetzung von Reformen in 
der Ukraine.
 
Verantwortlich für die Interviewreihe
Das Institut für Europäische Politik wurde 1959 als gemeinnützige Organisation auf dem Gebiet der europäischen 
Integration gegründet. Das Institut zählt zu den führenden außen- und europapolitischen Forschungseinrichtungen. 
Dabei ist es Aufgabe des Instituts, Themen europäischer Politik und Integration wissenschaftlich zu untersuchen 
und die praktische Anwendung der Untersuchungsergebnisse zu fördern. www.iep-berlin.de 

think twice UA wurde 2016 als Forschungs- und Entwicklungsinitiative gegründet, um die Fachkompetenz und 
Präsenz von Denkfabriken im öffentlichen Raum zu fördern. Zu ihren Aufgaben zählt die Stärkung der Expertise 
im Bereich Policy Analysis mit dem Ziel, positive Entwicklungen und tiefgehende Transformationsprozesse in der 
Ukraine voranzubringen. www.thinktwiceua.org 
 
Die vorliegende Publikation gibt ausschließlich die Meinung der/des Befragten wieder und repräsentiert weder die 
offizielle Position der beteiligten Organisationen noch die des Auswärtigen Amtes.
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Dmytro Boyarchuk, Ökonom und Autor vieler Analysen, ist Vorsitzender 
von CASE Ukraine. Seine Forschungsschwerpunkte sind der 
Arbeitsmarkt, die Sozialpolitik und die Strukturen der Verwaltung. 
Die Bildung der Gesellschaft in Bezug auf ein Wissen über Ökonomie 
ist in seinen Augen eine wesentliche Bedingung für wirtschaftlichen 
und politischen Fortschritt in der Ukraine. Think Tanks können seiner 
Ansicht nach einen wesentlichen Beitrag dazu leisten – seinem 
eigenen Team steckt er hier ambitionierte Ziele.

CASE Ukraine ist eine führende Denkfabrik in der Ukraine, deren Fokus auf Forschungen und Analysen zu 
ökonomischen Fragestellungen sowie auf Prognosen zur makroökonomischen Politik liegt. Gegründet wurde CASE 
Ukraine im Kontext des makroökonomischen Reformprojekts des Harvard Institute for International Development. 
Ab 1999 ging der Think Tank dann eigene Schritte. Er arbeitet vor allem mit dem Wirtschaftsministerium, 
dem Finanzministerium und der Nationalbank der Ukraine und auch mit internationalen Organisationen wie 
der Weltbank, dem UNDP, der USAID und dem Weltwirtschaftsforum zusammen. CASE Ukraine ist ein Teil des 
internationalen CASE-Netzwerks, das Denkfabriken aus Polen, Kirgisistan, der Republik Moldau, Georgien, Belarus 
und Russland umfasst.

CASE Ukraine

Foto: CASE Ukraine

Foto: CASE Ukraine
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Politische Entscheidungen und jedes 
politische Versprechen müssen von 
Analysen begleitet werden, die deren 
Folgen verdeutlichen 
CASE Ukraine ist eines der führenden 
Wirtschaftsforschungsinstitute. Was hat zur Gründung des 
Instituts geführt?
CASE Ukraine entstand 1999 als rechtliche Nachfolgerin eines großen 
Harvard-Projektes, des makroökonomischen Reformprojekts des Harvard 
Institute for International Development, das in der Ukraine von 1996 bis 
1999 durchgeführt wurde. Das Projekt begann nach dem Zerfall der Sow- 
jetunion, als die Wirtschaftskrise ausbrach. Es wurde in Russland und der 
Ukraine umfangreich finanziert und seine Hauptaufgabe lag darin, die 
makroökonomische Situation zu ändern. Als das Projekt zu Ende war, blieb 
eine Gruppe von Spezialisten – die meisten davon aus Polen – übrig. Das 
Projekt hatte viele Ergebnisse gebracht und so entschied sich das Team, 
eine Organisation als Teil des CASE-Netzwerks zu gründen. CASE war 
damals schon in Polen. Wir waren und bleiben ein Teil dieses internati-
onalen Netzwerkes und haben viele gemeinsame Projekte gemacht, aber 
wir sind eine ukrainische Organisation.

Ihre Organisation ist, wie Sie sagen, ein Teil des CASE-
Netzwerkes. Wie sieht die Zusammenarbeit mit anderen 
Denkfabriken aus?
Wir arbeiten auch mit dem Atlas Network. Das ist ein amerikanisches 
Netz von Think Tanks, die freie Marktwerte propagieren. Wir sind Mitglied 
des »Reanimation Package of Reforms« (RPR), weil das eine interessante 
Struktur ist, obwohl diese Zusammenarbeit auch viel Verwaltungstätigkeit 
bedeutet. Einige Male nutzten wir auch die Kapazitäten des Reformpakets.

Welche hauptsächlichen Tätigkeitsfelder der Organisation 
würden Sie festmachen?
Der Schlüsselbereich von CASE Ukraine ist die Makroökonomie. Wir analy-
sieren die Sozialpolitik und kleine und mittlere Unternehmen. Gleichzeitig 
haben wir ein ziemlich großes Portfolio an umgesetzten Projekten, das 
den internationalen Handel, die Budgetpolitik und sogar ein paar Projekte 
aus dem Energiebereich einschließt. Ich würde sagen, dass wir zu fast 
allen Fragestellungen im Wirtschaftsbereich Analysen durchführen.

Das Interview

Olga Lvova, 
think twice UA

Dmytro Boyarchuk, 
CASE Ukraine:

Der Schlüsselbereich 
von CASE Ukraine ist die 
Makroökonomie.
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Sie haben ziemlich untypische Einnahmequellen für einen 
ukrainischen Think Tank: Sie verkaufen Ihre Analysen und Sie 
erhalten Spenden. Wie ist das gelungen?
Jedenfalls nicht vom Nichtstun. Wissen Sie, Organisationen, die auf der 
Basis von Fördermitteln arbeiten, sind sehr abhängig von ihren Förderern. 
Die Förderer entscheiden in einem Moment, dass ein bestimmter Bereich, 
in dem eine Organisation tätig ist, finanziert werden soll. Dann entstehen 
viele Projekte – und im nächsten Moment fällt die Entscheidung, dass 
eines der Projekte nicht mehr relevant ist.

Seit wir 1999 begannen, haben wir mehrere solcher Wellen erlebt und 
daraus gelernt, dass man alternative Geldquellen suchen muss. Als Erstes 
wurde uns klar, dass wir von Makroökonomie wirklich etwas verstehen. 
An unseren Materialien sind nicht nur Entscheidungsträger interessiert, 
sondern auch Unternehmen, weil wir qualitätsvolle Analyseinstrumente 
verwenden. Wir haben versucht, unsere Analysen zu verkaufen, aber in der 
Ukraine gab es einen zu starken Wettbewerb in diesem Bereich, weshalb 
wir ein Modell gefunden haben, wie wir das dem ausländischen Publikum 
anbieten können. Bei den ukrainischen Abnehmern muss man mit Spen-
den arbeiten. Das ist ein sehr arbeitsintensiver Weg, in den wir derzeit 
aber am meisten investieren, weil es hier Perspektiven gibt. Geldgeber 
sind wenig stetig, sie ändern oft ihre Meinung, einen Analysten auszubil-
den und zu halten ist dagegen eine ernstzunehmende Aufgabe. Geldgeber 
suchen sich gerne Analysten mit 20-jähriger Arbeitserfahrung und kon-
kreten Kompetenzen und zahlen ihnen vergleichsweise viel Geld dafür, 
damit sie Aufgaben individuell, also ohne Organisation im Hintergrund 
ausführen und dann wieder gehen. Wo diese Analysten aber ihre 20 Jahre 
Berufserfahrung gesammelt haben und wer sie ausgebildet und groß ge-
macht hat, interessiert wenige.

Welche Schwerpunkte in der Entwicklung der Organisation 
können Sie nennen?
Momentan erarbeiten wir den Plan für unsere Projekte bis 2020. Zu den 
Prioritäten gehören ein Wandel im Verhalten der Bevölkerung und eine 
Verbesserung der Entscheidungsqualität auf politischer Ebene. Uns wurde 
irgendwann klar, dass es keinen Sinn ergibt, mit einer Analyse einfach an 
Entscheidungsträger heranzutreten. In vielen Fällen erwägen diese nicht 
rein analytische, sondern politische Fragestellungen und berücksichtigen 
dabei, wer sie für ihre Stelle ernannt hat und wie die Wähler reagieren 
werden. Deshalb sollte man nicht nur eine gute Analyse anbieten, sondern 
auch mit den Wählern selbst arbeiten, das heißt, ihnen erklären, was sie 
von denen, die sie ins Amt gebracht haben, einfordern müssen.

An unseren Materialien sind 
nicht nur Entscheidungsträger 
interessiert, sondern 
auch Unternehmen, 
weil wir qualitätsvolle 
Analyseinstrumente 
verwenden.



KLARTEXT: UKRAINISCHE THINK TANKS
IM GESPRÄCH

6#PAIC

Auf der eher strategischen Seite würde ich noch das Projekt »Der Preis des 
Staates« nennen, mit dem wir zu vermitteln versuchen, wofür die Leute 
Steuern zahlen. Wir haben uns zum Ziel gesetzt, dass die Mehrheit der Be-
völkerung bis 2030 ein deutliches Verständnis dafür entwickelt hat – und 
ihnen klar geworden ist, dass alles auf ihre Kosten geschieht.

Wir haben außerdem vor, uns die staatlichen Funktionen und Ausgaben 
näher anzusehen. In den letzten Jahren gab es da einen großen Fort-
schritt, aber in der Verwendung öffentlicher Gelder wie auch mit seinen 
konkreten Funktionen geht der Staat zu weit. Der Staat kann in jeglichen 
Lebensbereich eingreifen. Unser Ziel ist es, diese staatlichen Funktionen 
und Ausgaben detailliert anzuschauen und daraus konkrete Vorschläge 
abzuleiten, nach dem Motto: »Hier kann man die Ausgaben effizienter ge-
stalten, das hier sollte man sich ganz sparen.« Regierungsbeamte haben 
die Tendenz, ein zugeteiltes Budget einfach aufzubrauchen, während man 
sich eigentlich fragen sollte, wie es effizient eingesetzt wird und welche 
Ausgaben überhaupt nötig sind.

Eine politische Entscheidung wie auch jedes politische Versprechen soll-
ten von einer Post-Benefit-Analyse begleitet werden, also von einer Ana-
lyse, die die Folgen der Entscheidung zeigt. Oft führt eine Diskussion zu 
»glauben oder nicht glauben«. Es ist wichtig, gesellschaftliche und poli-
tische Diskussionen mit realen Zahlen und Beurteilungen zu füllen. Man 
nennt das Evidenzbasierung. Das gibt es in der Ukraine leider entweder 
nicht oder nur in einer sehr manipulativen Form.

Ihr Projekt »Der Preis des Staates« ist wahrscheinlich 
das erfolgreichste. Es hat immerhin 30.000 Abonnenten 
und ist international ausgezeichnet worden. Was ist das 
Erfolgsgeheimnis?
Die Idee entstand vor langer Zeit. Lange vor Projektbeginn ist die Erkennt-
nis gereift, dass viele Menschen unter anderem darum nicht aktiv am ge-
sellschaftlichen Leben teilnehmen, weil ihnen nicht klar ist, dass sie selbst 
es sind, die alles mit ihren Steuern bezahlen. Als Folge davon können 
Politiker mit Lebensmitteln oder anderen Formen der Manipulation auf 
Stimmenfang gehen. Die Leute verstehen nicht, dass in Wahrheit auch dies 
alles auf ihre Kosten passiert. Dass ihnen die Steuern aufgebürdet werden 
und nicht irgendeinem Oligarchen oder Unternehmer. Der Staat ist kein 
Fairplayer, der von den Reichen nimmt und den Armen gibt. Es läuft etwas 
extrem schief im öffentlichen Bewusstsein, wenn ein Abgeordneter mit 
dem Geld der Steuerzahler einen Spielplatz hinbaut, »Von mir« drauf-
schreibt und die Leute ihm dafür dankbar sein sollen.

Eine politische Entscheidung 
wie auch jedes politische 
Versprechen sollten von einer 
Post-Benefit-Analyse begleitet 
werden, also von einer 
Analyse, die die Folgen der 
Entscheidung zeigt.

Es läuft etwas extrem schief 
im öffentlichen Bewusstsein, 
wenn ein Abgeordneter mit 
dem Geld der Steuerzahler 
einen Spielplatz hinbaut, 
»Von mir« draufschreibt und 
die Leute ihm dafür dankbar 
sein sollen.
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Darum entstand die Idee, eine Analyse durchzuführen und einen Artikel 
mit dem Titel »Wie viel der Staat kostet oder wofür ich Steuern zahle« 
zu schreiben. Der Artikel hatte großen Erfolg. Uns wurde klar, dass die 
Menschen sich für diese – ihre eigene – Ressource interessieren und dass 
sie das lesen. Also haben wir angefangen, mehr über Steuern zu schrei-
ben und darüber, was die Bürgerinnen und Bürger damit bezahlen. Daraus 
wurde praktisch eine Art Mini-Medium. Das Projekt hat jetzt eine eigene 
Webseite.

Ich möchte vom Thema Verwaltung gerne zu den Reformen 
übergehen. Welche Reformen nach 2014 bewerten Sie als Erfolg?
Für erfolgreich halte ich die Energiereform. Viele sagen, dass die Erhöhung 
der Energiepreise fürs Heizen keine Reform war, verstehen aber nicht das 
tiefgreifende Wesen der Veränderungen. Die Reform hatte Einfluss auf die 
Handelsbilanz und auf den Wechselkurs. Wir verbrauchen weniger, um we-
niger zu bezahlen, was zu Energieeffizienz führt. Die Reform hatte auch 
Einfluss auf das Budget und auf das Verhalten der Menschen. Die Leute 
haben begonnen nachzudenken, wo man zurückschrauben muss und was 
man sich leisten kann. Die Reform umfasste auch das Planen der Energie-
förderung im Land und der Energiesicherheit. Für viele ist die Präsidentin 
der Nationalbank der Ukraine, Walerija Hontarewa, ein Sündenbock, aber 
in Wahrheit ist [die von ihr angestoßene] Energiereform eine jener Verän-
derungen, die die Verhaltensmuster vieler Leute ändert.

Die Gesellschaft versteht außerdem nicht, dass die Wirtschaftskrisen, die 
wir erlebt haben, erstens durch Energiefaktoren und zweitens durch den 
festen Wechselkurs verursacht wurden. Die Krise 2013 war eine Folge 
der festen Wechselkurspolitik. Janukowytsch hatte deklariert, dass der 
Wechselkurs unter jeglichen Bedingungen stabil sein würde. Das war ein 
Eckpfeiler seiner Politik – und sein Fehler. Und zwar deshalb, weil unser 
System andauernd ein Handelsbilanzdefizit generierte. So war es aufge-
baut. Ein Handelsbilanzdefizit und das Abwertungspotenzial werden aber 
nur durch Änderungen im Wechselkurs ausgeglichen. Janukowytsch und 
andere in seinem Umfeld haben unglaubliche Summen investiert, damit 
der Kurs stabil blieb. Als das Konto der laufenden Geschäftsfälle 16 Milli-
arden Dollar überstieg, war auch für das bloße Auge erkennbar, dass man, 
um bis zu den Wahlen durchzuhalten, etwas ganz Großes würde verkaufen 
müssen – eine Gaspipeline oder Boden – oder man hätte schnell eine 
andere Idee. Und da tauchte ein politischer Handel auf: die europäische 
Integration oder die Zollunion. Der Grund für diesen Handel war der Ver-
such, den Kurs zu halten. Der Wechselkurs muss beweglich sein, weil er die 
Gesundheit der ukrainischen Wirtschaft reguliert. Der Kurs wurde freige-
geben. Das ist meiner Meinung nach eine sehr große Veränderung, die von 
vielen unterschätzt wird.

Für erfolgreich halte ich die 
Energiereform. Viele sagen, 
dass die Erhöhung der 
Energiepreise fürs Heizen 
keine Reform war, verstehen 
aber nicht das tiefgreifende 
Wesen der Veränderungen. 

Die Gesellschaft versteht 
außerdem nicht, dass die 
Wirtschaftskrisen, die wir 
erlebt haben, erstens durch 
Energiefaktoren und zweitens 
durch den festen Wechselkurs 
verursacht wurden. Die Krise 
2013 war eine Folge der 
festen Wechselkurspolitik. 
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Eine große Reform und Leistung ist auch die Dezentralisierung. Auch da-
rüber wird wenig geredet, weil sie mehr oder weniger geordnet abläuft. 
Die Dezentralisierung hat zu einem großen positiven Wandel in den Ver-
haltensmustern der Menschen beigetragen und ich denke, dass die Folgen 
in Jahrzehnten sichtbar sein werden.

Auch die Antikorruptionsreform stellt einen großen Schritt nach vorn 
dar. Sie ist noch nicht abgeschlossen, aber selbst die Tatsache, dass ein 
»Fremdkörper«– das Nationale Antikorruptionsbüro – entstand, ist eine 
große Leistung.

Momentan wird viel über die Bodenreform gesprochen. Wie 
bewerten Sie deren Umsetzung?
Bei der Grundstücksreform ist noch viel zu tun, obwohl bereits viel ge-
macht wurde. Es ist unserer Meinung nach eine jener Reformen, bei denen 
man an dem Mythos, der sie umgibt, arbeiten muss. Ich sehe, dass sich die 
Einstellung zu dieser Reform schrittweise ändert. Früher rief sie eine ent-
schiedene Ablehnung hervor, jetzt sehen die Leute das allmählich anders. 
Es gibt sogar den politischen Willen, die Bodenreform durchzuführen. Bei 
ihrer Umsetzung ist die größte Gefahr, vor der sich jeder fürchtet, dass 
ein anderer daran verdient und ich nicht. Es besteht die Angst, dass viele 
Grundstücke, die heute verpachtet sind, mit ihrer Pacht unterbewertet 
sind. Aber das kann sich alles ändern, wenn der Besitzer eines Grundstücks 
die Möglichkeit erhält, es zu verkaufen. Damit hat man einen Hebel in 
der Hand, mit dem man einen besseren Pachtzins aushandeln kann. Mit 
Blick darauf werden unterschiedliche Begrenzungen vorgeschlagen, zum 
Beispiel dass man nur in 200-Hektar-Schritten kaufen kann. Ich halte es 
für falsch, eine Begrenzung beim Grundstückskauf einzuführen, weil die 
Hauptschwierigkeit, der die Bodenreform begegnen soll, in der aktuellen 
Schattenwirtschaft besteht.

Die Ukraine ist heute mit einer starken Abwanderung von 
Arbeitskräften konfrontiert. Was bedeutet das für die Wirtschaft 
des Staates?
Ich sehe die Arbeitskräfteabwanderung nicht als Tragik, sondern als nor-
malen ökonomischen Prozess. Wenn ein Arbeitgeber weder finanzielle 
noch andere Anreize bieten kann, wechselt ein Mensch seinen Job. Es ist 
schlecht, wenn die Menschen keine Alternative haben, dann frieren näm-
lich all diese Prozesse ein. Die Abwanderung von Menschen aus der Ukra-
ine sollten wir als Signal verstehen – und diejenigen, die für die Spielre-
geln verantwortlich sind, sollten dringend etwas an der Situation ändern. 

Die Dezentralisierung 
hat zu einem großen 
positiven Wandel in den 
Verhaltensmustern der 
Menschen beigetragen und 
ich denke, dass die Folgen 
in Jahrzehnten sichtbar sein 
werden.

Bei der Grundstücksreform 
ist noch viel zu tun, obwohl 
bereits viel gemacht wurde.  
Es ist unserer Meinung nach 
eine jener Reformen, bei 
denen man an dem Mythos, 
der sie umgibt, arbeiten muss.
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Zu einem Großteil sind es die Leute, die aus der Ukraine ausgewandert 
sind, die heute die Stabilität unserer Währung erhalten. Nicht der IWF, 
nicht die Regierung, sondern die Menschen, die die Ukraine verlassen 
haben und nun Geld in Form von Gehältern oder Überweisungen zurück-
schicken. Im vergangenen Jahr wurden Überweisungen im Ausmaß von 
9,2 Milliarden US-Dollar getätigt und das [aus dem Ausland eingebrach-
te] Investitionsvolumen betrug ungefähr 2 Milliarden US-Dollar im Jahr. 
In dieser Beziehung erinnern wir vermutlich ein bisschen an Tadschikis-
tan, wo solche Überweisungen aus Moskau kommen. Gleichzeitig ist das 
ein ernstzunehmendes Signal dafür, dass die hiesige Situation nicht zu 
Unternehmensgründungen beiträgt, weil die politischen Lösungen nicht 
durchdacht sind. Das Leben eines Menschen ist kurz. Er möchte essen und 
für seine Kinder etwas Ordentliches zum Anziehen kaufen. Wenn man 
um diese Menschen konkurrieren möchte, dann muss man Bedingun-
gen schaffen, dass sich Unternehmen ansiedeln und für sie Arbeitsplätze 
schaffen.

Erzählen Sie bitte ein bisschen von der Zusammenarbeit mit 
der Regierung, vor allem mit den Schlüsselakteuren – dem 
Wirtschaftsministerium und dem Finanzministerium. Werden Ihre 
Analysen und Ihre Fachexpertise nachgefragt?
Mit dem Finanzministerium haben wir positive Arbeitserfahrungen und im 
Wirtschaftsministerium arbeiten wir mit dem progressiven Teil zusammen. 
Dabei versuchen wir eine kritische Stimme zu bleiben. Wenn man an Re-
gierungssitzungen teilnimmt, geht es einerseits darum zu sagen, welche 
Lösungen, die dort präsentiert werden, nicht besonders toll sind. Gleich-
zeitig sollte man sich die Möglichkeit offenhalten zu sagen: »Leute, ja, 
das ist gut geworden, aber hier ist ein Fehler drin.« Wir unterstützen die 
Regierung, wenn wir sehen, dass die Entscheidung richtig ist. So war das 
bei den Energiepreisen fürs Heizen: Die Regierung ist für die Erhöhung 
eingetreten und wir haben sie dabei unterstützt. Uns hat man mit Dreck 
beworfen, aber wir hielten das für eine Richtungsentscheidung und haben 
uns dem direkt gestellt, weil es ohne diese Entscheidung unserer Meinung 
nach nicht weitergegangen wäre. Wir sind ein unabhängiger Spieler.

Zu einem Großteil sind 
es die Leute, die aus der 
Ukraine ausgewandert sind, 
die heute die Stabilität 
unserer Währung erhalten. 
Nicht der IWF, nicht die 
Regierung, sondern die 
Menschen, die die Ukraine 
verlassen haben und nun 
Geld in Form von Gehältern 
oder Überweisungen 
zurückschicken. Im 
vergangenen Jahr wurden 
Überweisungen im Ausmaß 
von 9,2 Milliarden US-Dollar 
getätigt.


